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Resolution der Mitgliedsländer der Arge Alp

zur Zukunft der öffentlichen Wasserversorgung im Alpenraum

Verabschiedet von der Konferenz der Regierungschefs der Arge Alp
am 28.06.2013 in Galtür
1. Die Regierungschefs der Mitgliedsländer der Arge Alp fordern die Mitgliedstaaten der EU und das Europäische Parlament auf, den Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Konzessionsrichtlinie im Rahmen des laufenden Trilog-Verfahrens insgesamt abzulehnen. 

2. Die Regierungschefs der Mitgliedsländer der Arge Alp begrüßen die Ankündigung des für Binnenmarktangelegenheiten zuständigen Mitglieds der Europäischen Kommission, Michel Barnier, die Wasserversorgung vom Anwendungsbereich der Konzessionsrichtlinie ausnehmen zu wollen. Sie erwarten, dass dies im laufenden Gesetzgebungsverfahren Niederschlag findet, genauso wie auch die Wasserentsorgung aus dem Richtlinienvorschlag auszunehmen ist. , so wie dies bei den Rettungsdiensten und Glücksspielkonzessionen bereits erfolgt ist. Auch sind für den Bereich der Wasserversorgung In-House-Geschäfte der öffentlichen Hand einschließlich der Aufgabenwahrnehmung innerhalb von Mehrspartenunternehmen sowie horizontale Kooperationen öffentlicher Auftraggeber umfassend von einer Ausschreibungspflicht frei zu stellen. 

3. Die Regierungschefs der Mitgliedsländer der Arge Alp bekräftigen ihre Resolution aus dem Jahr 2004 zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Daseinsvorsorge, wonach sensible und wichtige öffentliche Leistungen von wettbewerbsrechtlichen Einschränkungen und beihilferechtlichen Verpflichtungen frei zu stellen sind. 

4. Die Regierungschefs der Mitgliedsländer der Arge Alp erneuern ihre anlässlich der Regierungschefkonferenz des Jahres 2007 erhobenen Forderungen nach vollumfänglicher Wahrung der rechtlichen und faktischen Autonomie der Alpenländer selbstbestimmt über ihre Wasservorkommen bestimmen zu können und nach Erhaltung des Handlungsspielraums der Alpenländer im Bereich Wasser. Dieser Handlungsspielraum soll nicht über den gegenwärtigen Stand der Reglementierung hinaus eingeschränkt werden. 

BEGRÜNDUNG

Wasserressourcen und Wasserversorgung im Alpenraum 

Die Alpen sind als Wasserschloss Europas bekannt, hat doch der Wasserhaushalt der Alpen einen entscheidenden Einfluss auf den Wasserhaushalt ganz Europas. Obwohl die von den Alpen in Europa bedeckte Fläche relativ klein ist, liefern die Alpen eine überproportional große Wassermenge an die Regionen des Alpenvorlands und beherbergen zugleich große Infrastrukturen (Staubecken, Leitungen, Elektrizitätswerke, Hochspannungsmasten), die mit der Wassernutzung in Verbindung stehen (Trinkwasser, Bewässerung, Wasserkraft, künstliche Beschneiung). 

Gleichzeitig sind die Alpen Lebens- und Wirtschaftsraum für die ansässige Bevölkerung, für die das Wasser eine fundamentale Bedeutung als Grundnahrungsmittel und als Voraussetzung für nahezu alle Lebens- und Wirtschaftsbereiche hat. Die ökonomischen, ökologischen und sozialen Interessen der Alpenbevölkerung müssen daher bei der nachhaltigen Entwicklung des Alpenraums im Allgemeinen und bei der Gestaltung der Wasserversorgung der AlpenbewohnerInnen im Besonderen unter Beachtung der Grundsätze der Subsidiarität, der Zweckmäßigkeit, der Solidarität sowie des Territorialitätsprinzips berücksichtigt werden. 

Die Wasserversorgung gehört zur Bereitstellung der für ein menschliches Dasein als notwendig erachteten Güter und Leistungen und ist damit eine zentrale Komponente der Daseinsvorsorge. Sie zielt darauf ab, die bestehenden Wasserressourcen in einem qualitativ hochwertigen Standard zu erhalten und damit die lokale Bevölkerung mit einwandfreiem, ausreichendem und finanziell leistbarem Wasser langfristig zu versorgen. 

Die Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ hochwertigem Wasser stellt eine öffentliche Aufgabe dar, die im Interesse der Allgemeinheit erfolgt und heute im Alpenraum größtenteils von öffentlichen Unternehmen mit spezifischen Gemeinwohlverpflichtungen wahrgenommen wird, die vielfach von Gemeinden in Eigenregie, durch eigene Unternehmen (In-House-Geschäft) oder im Rahmen interkommunaler Kooperationen betrieben werden. 
Rahmenbedingungen auf EU-Ebene

Die Europäische Kommission hat im Dezember 2011 einen Vorschlag für eine Richtlinie über die Konzessionsvergabe vorgelegt. Mit dieser Richtlinie sollen erstmalig einheitliche Regelungen für das Instrument der Konzessionsvergabe geschaffen werden. Konzessionen sind gegenwärtig insbesondere im Energiebereich (Stromkonzessionen), im Bereich der Abwasserwirtschaft, im Baubereich und bei der Vermarktung von Werbeflächen im öffentlichen Raum von Bedeutung. Konzessionen unterscheiden sich von öffentlichen Aufträgen im Wesentlichen dadurch, dass der Konzessionär vom öffentlichen Auftraggeber keine feste Vergütung erhält, sondern das Recht zur wirtschaftlichen Nutzung des ihm eingeräumten Rechts oder das Nutzungsrecht zuzüglich eines Entgelts. 

Bisher war europaweit lediglich die Vergabe von Baukonzessionen geregelt. Für die Vergabe von Dienstleistungskonzessionen bestanden keine gesetzlichen Vorgaben. Hier mussten aber vor dem Hintergrund des EU-Primärrechts gemäß der Rechtsprechung des EuGH bisher schon die Grundsätze der Nichtdiskriminierung, der Gleichbehandlung, der Transparenz und der Wettbewerbsoffenheit beachtet werden. Nach derzeitigem Verhandlungsstand sieht der Richtlinienvorschlag nun vor, dass Konzessionsvergaben auch im Dienstleistungsbereich ab einem Auftragswert von acht Millionen Euro europaweit ausgeschrieben werden sollen. Die Regelung, die gegenwärtig im Trilog verhandelt wird, umfasst derzeit auch die Wasserdaseinsvorsorge, d.h. die Dienstleistungen der Trinkwasserversorgung und der Abwasserbeseitigung. 

Der Vorschlag für eine Richtlinie über die Konzessionsvergabe enthält zwar keinen unmittelbaren Zwang zur Privatisierung der Wasserversorgung, denn die öffentliche Hand kann weiterhin entscheiden, ob sie die Wasserversorgungsdienste selbst erbringt oder damit private Dritte beauftragt. Sollte die öffentliche Hand die Wasserversorgungsdienste aber selbst erbringen wollen, ist dies nur mehr im Rahmen eng gesteckter Grenzen zulässig. Schon eine geringfügige private Beteiligung löst die Pflicht zu einer europaweiten öffentlichen Ausschreibung der Dienstleistung aus. Zudem muss eine Kontrolle wie über eigene Dienststellen vorliegen, d.h. die Gemeinde muss maßgeblichen Einfluss auf die strategischen Ziele und die wesentlichen Entscheidungen des Rechtsträgers haben. Außerdem müssen nach derzeitigem Verhandlungsstand 80 % der Tätigkeit des Rechtsträgers für den öffentlichen Auftraggeber erbracht werden. 

Das letztgenannte Kriterium ist für Mehrsparten-Stadtwerke, die neben der Wasserversorgung auch andere Dienste, wie etwa die Energieversorgung oder den öffentlichen Personennahverkehr, erbringen, kaum zu erfüllen, da bei der Berechnung des Umsatzanteils der für die Gemeinde erbracht wird, nicht nur der Umsatz im Wasserbereich, sondern der Gesamtumsatz herangezogen wird. Im Binnenmarktausschuss des EP konnte für Mehrspartenunternehmen im Wassersektor eine Übergangsfrist bis 2020 ausverhandelt werden, damit diese ihre internen Strukturen entsprechend verändern können. Selbst wenn die Übergangsfrist im Zuge der Trilog-Verhandlungen beibehalten wird, besteht für betroffene Gemeinden immer noch die Gefahr, die komplexen Ausnahmeregelungen für Vergaben an Unternehmen, an denen die öffentliche Hand beteiligt ist, nicht einhalten zu können. In strittigen Fällen könnte es zu Rechtsstreitigkeiten kommen. Das damit einhergehende finanzielle Risiko bei allfälligen Klagen erhöht wesentlich den Privatisierungsdruck. 

Zwar erscheint der Schwellenwert für die europaweite Ausschreibung auf den ersten Blick hoch. Laut einer Berechnung der Österreichischen Vereinigung für das Gas- und Wasserfach überschreiten bei einer Konzessionslaufzeit von 20 Jahren jedoch schon Wasserversorger von rund 4.000 EinwohnerInnen den Schwellenwert von acht Millionen Euro. Zudem sind unbefristete Verträge nach dem Vorschlag für eine Richtlinie über die Konzessionsvergabe nicht mehr erlaubt, selbst wenn sie aufgrund von Langfristigkeit der Leistungserbringung sinnvoll wären. 
Der Richtlinienvorschlag ist insgesamt so kompliziert formuliert, dass für die öffentliche Hand ein nicht überschaubar hoher und kostspieliger Verwaltungsaufwand sowie erhebliche Rechtsunsicherheit durch schwierige Auslegungsfragen entstehen. Hinzu kommt, dass die Anwendung des Vergaberechts auf Dienstleistungskonzessionen zwingend mit einer Anwendung des EU-Rechtsmittelrechts verbunden ist, woraus sich Verfahrensverzögerungen und Investitionsbeeinträchtigungen ergeben könnten. Gemeinden, die anderen Gemeinden im Rahmen von interkommunalen Kooperationen Aufgaben in der genannten Auftragshöhe übertragen wollen, müssen künftig ebenfalls den umfangreichen Vorgaben der Konzessionsrichtlinie entsprechen. Von Wahlfreiheit für Kommunen kann hier keine Rede sein, denn der Richtlinienvorschlag fordert eine „Vereinbarung über eine echte Zusammenarbeit“ mit „wechselseitigen Rechten und Pflichten“, deren Ziel es sein muss, eine „öffentliche Aufgabe gemeinsam wahrzunehmen“. Weiters darf es keinerlei private Beteiligung geben, es dürfen keine anderen Finanztransfers abgewickelt werden als jene, die die Erstattung der tatsächlichen Kosten der Dienstleistungen betreffen und maximal 10 % des Umsatzes dürfen auf dem offenen Markt erbracht werden. 
Die neue Regelung enthält somit vielfältige Anknüpfungspunkte für eine weitere Marktöffnung bei öffentlichen Dienstleistungen. Eine solche nicht unerhebliche Erhöhung des Privatisierungsdrucks ist von der Europäischen Kommission auch bezweckt. Die Erwägungsgründe des Richtlinienvorschlags geben ausdrücklich die Förderung öffentlich-privater Partnerschaften und eine wirkliche Marktöffnung auch bei der Wasser- Energie- und Verkehrsversorgung sowie den Postdiensten als Ziele vor. Außerdem soll die Konzessionsrichtlinie für eine Reihe von Dienstleistungen gelten, die, wie etwa die Wasserversorgungsdienste, Potenzial für den grenzüberschreitenden Handel haben. 

Positionierung der Arge Alp

Die Arge Alp sieht im Vorschlag für eine Konzessionsrichtlinie eine Gefährdung der öffentlichen Daseinsvorsorge in der Bewirtschaftung der Wasserresourcen, insbesondere im Bereich der Wasserver- und entsorgung. 

Der Richtlinienvorschlag wird daher abgelehnt, insoweit er in bewährte Strukturen der öffentlichen Aufgabenbesorgung und speziell in die im Interesse der BürgerInnen der Mitgliedsregionen der Arge Alp mit hoher Umweltqualität wahrgenommene Wasserver- und entsorgung eingreift. Dies stützt sich auf folgende Erwägungen: 
· Wasser ist lebensnotwendig für die Bevölkerung und, wie in den Erwägungsgründen der Wasserrahmenrichtlinie der EU festgehalten, keine übliche Handelsware, sondern ein ererbtes Gut, das geschützt, verteidigt und entsprechend behandelt werden muss. 

· Die Inwertsetzung und der Schutz der Wasserressourcen müssen nach den Grundsätzen der Subsidiarität, der Zweckmäßigkeit, der Solidarität und der Territorialität auch durch die aktive Einbeziehung der Gebiete, aus denen sie stammen, gefördert werden. 

· Der mit der Umsetzung des Vorschlags verbundene Privatisierungsdruck widerspricht dem im Protokoll Nr. 26 zum Vertrag von Lissabon über Dienste von allgemeinem Interesse verankerten weiten Ermessensspielraum öffentlicher Auftraggeber betreffend die Instrumente, mit denen sie ihre Aufgaben ausführen wollen. Öffentliche Auftraggeber müssen frei in ihrer Entscheidung bleiben, wie der Zugang zur Ressource Wasser gewährleistet wird. 

· Die Leistungen der Daseinsvorsorge, insbesondere die Versorgung mit Trinkwasser und die Bewirtschaftung der Wasserressourcen im Allgemeinen, dürfen nicht uneingeschränkt den Binnenmarktregeln unterworfen werden. Gemeinwirtschaftliche Aspekte, wie die Versorgungssicherheit, Diskriminierungsfreiheit, Einhaltung von Qualitätskriterien und Leistbarkeit des Zugangs zu Wasser für alle Bevölkerungsgruppen sowie der schonende Umgang mit den natürlichen Ressourcen, würden in diesem Fall gegenüber privatwirtschaftlichen Interessen, wie Gewinnmaximierung, in den Hintergrund gedrängt. 

· Der Vorschlag für eine Konzessionsrichtlinie ist mit dem Subsidiaritätsprinzip und dem Verhältnismäßigkeitsprinzip im Sinne des Artikels 5 EUV nicht vereinbar, denn die bestehenden Regeln des EU-Primärrechts mit den Grundsätzen der Nichtdiskriminierung, der Gleichbehandlung, der Transparenz und der Wettbewerbsoffenheit reichen aus, um sicherzustellen, dass eine korrekte Konzessionsvergabe durch öffentliche Auftraggeber erfolgt. Die vorgeschlagene Richtlinie würde nur zu einer Bürokratisierung und Verteuerung der derzeit effizient, flexibel, rasch und im Lichte der Rechtsprechung des EuGH auf gesicherter rechtlicher Grundlage abgewickelten Konzessionsverfahren führen. 

· Wie bereits das Europäische Parlament in seiner Entschließung 2011/2048 (INI) festgehalten hat, wäre ein Vorschlag für einen Rechtsakt über Dienstleistungskonzessionen nur dann gerechtfertigt, wenn durch ihn Verzerrungen beim Funktionieren des Binnenmarkts abgestellt werden sollen. Derartige Verzerrungen sind aber bisher noch nicht festgestellt worden, ein solcher Rechtsakt ist daher nicht erforderlich. 
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